
Kanton Solothurn

Kesb am Kindes-
schutz vorbei?
Sieben JahrenachEinführung stehtdieKesb imKanton inderKritik; es sammeln sich
Vorwürfe, nicht nur zuEinzelfällen. Jenachdem,wenman fragt, erhältman jedoch
einganzanderesBildderBehörde.Waskritisiertwird –undwasdahintersteckt.

Noëlle Karpf

DerFallhinterlässtkeingutesGefühl.Es
gehtumeinenVater inDornach,welcher
seinen beiden Kindern nie etwas ange-
tanhat–sieaberschliesslich imRahmen
vonsogenanntenErinnerungskontakten
nurnochviermal imJahrsehendarf.Dies
nachdemsichdieMuttervondemheute
55-Jährigen getrennt hat und ihm die
Kinderentzogenhat.«Erinnerungskon-
takte – das ist üblich bei Straftätern, die
imGefängnissitzen»,kritisiertAnnelies
Münch. Sie ist emeritierte Professorin
derHochschule für sozialeArbeit inBa-
sel, war bis 2018 Co-Präsidentin von
Kinderlobby Schweiz und ehemaliges
Mitglied der kantonalen Fachkommis-
sion für Familien und Generationen.
Münch kennt denKindsvater nicht per-
sönlich – weiss aber von seinem Fall,
nahmAkteneinsichtundwill sich«dafür
einsetzen, dass die Kinder zu ihrem
Rechtkommen».Konkret:Behördenim
Kanton fällten möglichst einfache Ent-
scheide – oft, indem sie sich mit einer
Parteiverbünden,dieanderealsSünden-
bock betrachteten und gegen diese ent-
schieden.EineneueAnalysemachespä-
terniemandmehrunddieAufsichtüber
dieKesbfehlekomplett.Wennesumdie
Kesb geht, gibt es oft Kritik – egal ob
Missstände nachgewiesen sind oder
nicht. DennMassnahmen der Behörde
stellen oft massive Eingriffe im Leben
vonBetroffenendar.DievonMünchund
dem Kindsvater angesprochenen Vor-
würfewerdenabervonmehrerenQuel-
lengenannt.Das sinddieKritikpunkte.

1. «Überlastete Kesb»
«Mühsam». So bezeichnen mehrere
Anwälte die Zusammenarbeit mit den
Kesb-Stellen imKanton.Wobei siemei-
nen,hinterden langenWartezeitenund
Wechseln stehe «chronische Überlas-

tung». Es gibt drei Kesb im Kanton:
Solothurn, Olten-Gösgen, und Dorn-
eck-Thierstein/Thal-Gäu. Zu ihnen
heisst es, die Kesb gehe aufgrund der
Überlastunggenerell den«Wegdesge-
ringstenWiderstands».Eineehemalige
Mitarbeiterin, die anonymbleibenwill,
bestätigt dieses Bild: «Hier arbeiten
Menschen, die sich für Kinder einset-
zen wollen – aber unter diesen Rah-
menbedingungen und dem teils kras-
sen Druck ist das nicht möglich.» Die
Behörden selbst bestätigen, dass die
Falllast einzelner Mitarbeiter teils zu
hoch war – diese Zustände lägen über
zwei Jahre zurück (siehe Text unten).

Seit 2013 wehrt sich der eingangs
erwähnteVater ausDornachgegendie
EntscheidungenderKesb.Bis2015fan-
dendiese noch in gemeinsames Sitzun-
gen mit der Kindsmutter statt. Bis ein
Gutachten betreffend Besuchsrecht er-
stellt worden ist. Laut diesem kann der
VaternichtzwischenEltern-undKindes-
ebeneunterscheiden,erhabesichinden
Konfliktverbissen,dieKinderbefänden
sich in einem Loyalitätskonflikt. Später
erteiltdasVerwaltungsgericht –gestützt
aufdasGutachten–derMutterdasallei-
nige Sorgerecht zu. Das Besuchsrecht
des Vaters wurde später nach und nach
eingeschränkt, derVater durftedieKin-
der irgendwann nur noch begleitet se-
hen, irgendwann nur noch viermal im
Jahr. Wobei das Besuchsrecht während
vierMonatensogarausfiel.DerVaterer-
hobBeschwerde, reichteaufsichtsrecht-
licheAnzeigenein.Bisherhatsichander
Situationnichtsgeändert.WasderVater
unter anderem kritisiert: Das Warten –
die Unklarheit darüber, wer zuständig
ist. Anfragen würden erst nach einiger
ZeitundNachfragenbeantwortet–wenn
überhaupt. Dokumente, die dieser Zei-
tung vorliegen, belegen längere Warte-
zeiten– teilsunbeantworteteSchreiben,

undeineReihewechselnderBehörden-
mitglieder imFall. JasminkaBrcina, die
alsdiealsPräsidentinderKESV(Kindes-
und Erwachsenenschutzvereinigung)
von Kesb-Massnahmen-Betroffene be-
gleitet, spricht von fehlendenprofessio-
nellenStrukturen.

2.«Diktierte Entscheide»
DieKesbgehört zumAmt für soziale Si-
cherheitdesKantons(ASO).DasGesetz
trennt ihre Aufgaben zwar; laut Richtli-
nienhatdasASOkeinenEinblick inein-
zelneFälle.Nur:Dass«Entscheideüber
dieKöpfederBetroffenenhinweggefällt
werden, sagtnichtnur JasminkaBrcina.
Ein ehemaliges Behörden-Mitglied
meint:dasASOwolleeine«schlanke,ru-
hige Behörde im Kanton» und diktiere
deshalb Entscheide. «Wer nicht mit-
zieht,wirdeliminiert»,kritisierteineAn-
wältinzudem.UndeineSozialarbeiterin,
die ebenfalls anonym bleiben will,
meint, bei der Behörde arbeiteten viele
Personenaus«Angst»undderEinfach-
heit halber einfach für dasWohl gewis-
serEltern.Beweise fürdieseAnschuldi-
gungen gibt es nicht. Fest steht: Im vor-
liegenden Fall gab es zu Beginn des
Verfahrens eine Mitarbeiterin, die das
Gutachten, welches unter anderem zur
heutigen Situation führte, als «mittlere
Katastrophe»bezeichnete,diesesDoku-
ment liegt der Zeitung vor. 2015 noch
wurde zudem von einem Dreier-Gre-
mium Anträge auf das alleinige Sorge-
rechtderMutterabgelehnt.Das fallfüh-
rende Behördenmitglied wurde später
vomFallabgezogen.Vondaanwird–von
aussenbetrachtet–gegendenVaterent-
schieden.

3. «Gemachte Querulanten»
Jasminka Brcina von der KESV, an die
bis anhin 136 Kesb-Fälle – 12 aus dem

Kanton – herangetragen worden sind,
kritisiert anderganzenSituationvoral-
lem:«Wersichwehrt,wirdzumQueru-
lantengemacht – stattdassdieSituation
richtig erfasst wird.» Gewehrt hat sich
auch der Vater aus Dornach. Er bean-
standet, «strukturelleMängel» bei der
Behörde, Verflechtungen im Kanton.
Die aktuelle Beiständin ist laut Akten
zudemöfters nicht erreichbar, hat Ter-
mine schonabgesagt oder verschoben,
undsprichtvonhoherArbeitsbelastung.
Laut Professorin Münch hat der Vater
denStempel«mühsamundschwierig»
erhalten.EinBehördenmitgliedsoll zu-
demgesagthaben:«Personen,die stän-
dig Anfragen und Anträge an uns rich-

Das sagen die Behörden: «Heute sind wir gut aufgestellt»
Stellungnahme Angesprochenauf die
oben geschilderten Vorwürfe nehmen
sich ASO, Kesb und Aufsichtsbehörde
Zeit und zu jedemVorwurf Stellung im
direktenGespräch.

Bereits2017berichtetedieseZeitung
überdiverseAbgängebeiderKesb.Clau-
diaHänzi, Chefin desAmtes für soziale
Sicherheit, zuwelchemdieKesbgehört,
sagt heute: «Das war sehr anstrengend
für dieMitarbeitendendamals.»Einige
hätten gewechselt, weil sie nach erster
Arbeitserfahrung bei der 2013 gegrün-
deten Behörde gemerkt hätten, dass es
nicht das Richtige sei. Aufgrund dieser
Vakanzen hätten einzelne Mitarbeiten-
dekurzfristigzuvieleFälleübernehmen
müssen. Um die Situation heute aufzu-
zeigen, legen die Behörden Statistiken
vor. Seit der Entstehung der Behörde
wurden um 12,3 Pensen aufgestockt. In
dieserZahlenthaltensindauchdieFach-
sekretariate,welchezudenOberämtern
gehören.EinFachsekretariatübernimmt

inrundderHälftederEntscheideAdmi-
nistrativarbeiten, bereitet einfache Ge-
schäfte vor undübergibt diesedannder
KesbzurBeschlussfassung.Sokönnedie
Falllast bewältigtwerden, soHänziwei-
ter. Die Anzahl an pendenten Geschäf-
tenbewegesichseit längererZeit imgrü-
nen Bereich. Eine weitere Aufstockung
seideshalbnichtnötig.Zudemseienseit
zwei Jahren die Teams an allen drei
Standortensehrstabil.Aber:«Mitarbei-
tendemüssenbelastbarsein.Phasenmit
mehrFällenkommenimmerwiedervor
unddieArbeitbeieinerKesbistgenerell
herausfordernd», soHänzi.

«Entscheide diktieren – das ist gar
nicht möglich», sagt Hänzi. Die Kesb
gehört zwar zum ASO, dieses hat laut
Gesetz aber keine Akteneinsicht. Das
fallführendeKesb-Mitglied führt dem-
nach einen Fall selbstständig bis zur
Entscheidreife, dasASOhatmitEinzel-
fällennichts zu tun.Ausser,wenndiese
ein hohes Medienecho auslösen; oder

etwa Mitarbeitende bedroht werden.
Der Entscheid selbst wird zudem in
einemDreiergremium gefällt; so kann
auch der mitentscheidende Kesb-Prä-
sident überstimmtwerden.

DassPersonenmiteinemEntscheid
unzufriedenseien,kommevor.«Gerade

wenn die Kesb bei Konfliktsituationen
zwischenEltern entscheidenmuss, gibt
es oft eine Partei, die sich hernach als
Verlierer fühlt», sagt Hänzi. «Die Kesb
trifft immerwiedereinschneidendeEnt-
scheide,dieeinLebenaufdenKopfstel-
len können.» Es komme auch vor, dass
betroffene Personen Vorwürfe erheben
oder gar drohen würden – selbst dann,
wenn das Bundesgericht schon ab-
schliessend entschieden habe. In selte-
nen Fällen – bisher nichtmehr als vier –
habedieRegierungderVerwaltungdann
erlaubt, der Person mitzuteilen, dass
man auf Eingaben nicht mehr reagiere.
Grundsätzlich gelte aber: «Man nimmt
sichZeit für dieAnliegenderLeute.»

Dass die Kesb und die Aufsichtsbe-
hörde dem gleichen Amt zugeordnet
sind, führemanchmal auch zuMissver-
ständnissen,erklärtdieLeiterinderAuf-
sichtsbehördeMonicaSethi.Aber:«Die
Aufsichtsbehördebeurteilt inhaltlichkei-
neEntscheide.DasGesetz verbietet ihr,

materielle Entscheide aufzuhebenoder
abzuändern.»Siekönnenur eingreifen,
wenndieKesborganisatorischeMängel
aufweist, etwa wenn Pendenzen über-
handnehmenoder langfristigpersonelle
Probleme bestehen. Für die Überprü-
fung eines Einzelfalles ist das Verwal-
tungsgericht zuständig.Rund200Fäl-
le jährlich werden behandelt, wobei
2019 etwas über zwei Prozent der Be-
schwerden gutgeheissenworden sind.

Bei ASO und Kesb spricht man bei
GerichtundBehördezudemvonprofes-
sionellen Rollenbildern. Hänzi sagt, sie
habeVerständnisdafür,dassbeiBetrof-
fenen, die immer wieder unterliegen –
und dabei immer wieder auf dieselben
Personentreffen,diesichvielleichtsogar
duzen–Misstrauenentstehenkann.Und
dasGefühl,alleVerantwortlichensteck-
ten unter einer Decke. Aber, so Hänzi:
«Man kann das zwar nicht beweisen;
aberwir könnenversichern:Ein solches
Beziehungsnetz gibt esnicht.» (nka)

Claudia Hänzi, ASO-Chefin Bild: Archiv

Wenn die Kesb über das Sorgerecht für Kinder entscheide, gebe es immer eine unzufriedene Partei, heisst es bei den Behörden. Auf der anderen Seite ist davon die Rede, die Kesb stelle sich bewusst gegen eine Partei. Bild: Key

«DieKesb ist ein
in sichgeschlossenes
Machtsystem,vernetzt
mit gleichgesinnten
Gutachtern
undAnwältinnen.»

Annelies Münch
Emeritierte Professorin, Basel
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ten,geltenschnell einmalalsQuerulan-
ten und Spinner. Deren Anfragen
landen imPapierkorb.»UndeinAnwalt
meint: «Widerstand wird abgestraft.»
Auch hier gibt es keine Dokumente,
welche die Vorwürfe belegen. Die Be-
hördenschildernzudemeinenganzan-
derenUmgang, denmanmit Betroffe-
nen pflege.

4. «BefangeneFachpersonen»
«Jeder kennt jeden», das hört man ge-
rade imKanton Solothurn oft. Anwälte
undGerichtsschreiber sindvielleicht im
selben Verein, Beiständin und Behör-
denmitgliedper«Du». Imvorliegenden
Fall ist gar die Rede davon, dass sich
sämtliche Personen im Bereich soziale
Sicherheit kennen und gemeinsam
gegen einzelne Parteien entscheiden.

Dass es teils Probleme mit Rollen-
konfliktengibt,heisstesauchvondiver-
sen Vertretern von Berufsverbänden
(sieheauchText rechts).DerKanton ist
klein, gerade von spezialisierten Fach-
personengibtesnichtviele –Gutachter,
Kindesvertretende und Beistandsper-
sonen. Diese werden einerseits immer
wieder eingesetzt. Andererseits erhal-
ten sie ihre Aufträge von der Behörde,
der sie auch kritisch auf die Finger
schauen sollten, werden je nachdem
auch von der Sozialregion bezahlt, die
wiedieKesbzumASOgehört.Eineehe-
malige Kesb-Mitarbeiterin erzählt, es
würden stets dieselben Fachpersonen
zumHandkusskommen–nämlichdie-
jenigen, die nicht kritisch seien.

Im vorliegenden Fall aus Dornach
gibt es eine heikle Beziehung, die nach-
gewiesenist,darüberberichteteauchder
«Tages-Anzeiger»(«Papa,wobistDu?»,
1.3.2019).DerGutachter istbeiderSolo-
thurnerSpitälerAGangestellt –dortwar
dieRechtsanwältin derKindsmutter im
Verwaltungsrat.EsbestehtderVerdacht
eines Gefälligkeitsgutachtens zu Guns-
tenderKindsmutter.Diesbezüglichsind
nochVerfahrenhängig. Imvorliegenden

Fall stützen sowohl Behörden als auch
Gerichte aufdasGutachtenab.

Für Beschwerden gegen Kesb-Ent-
scheide ist das Verwaltungsgericht zu-
ständig, welches aus fünf Personen be-
steht. So kommt es vor, dass dieRichte-
rinnen und Richter in einer Sache auch
mehrfach entscheiden, was im vorlie-
genden Fall zur Frage führt, wie unab-
hängig noch entschiedenwird. Die ver-
antwortlicheRichterinhältdieVorwürfe
allerdings fürausderLuftgegriffen(sie-
heauchText rechts).

5. «Fehlende Kontrolle»
«Die Kesb ist ein in sich geschlossenes
Machtsystem, vernetzt mit Gleichge-
sinnten Gutachtern und Rechtsanwäl-
tinnen, das innerhalb des Systems von
gegenseitiger unkritischer Unterstüt-
zung undGefälligkeitsurteilen geprägt
ist und vonAussenstehenden oder An-
dersdenkendenwederKritik,Vorschlä-
ge oder Ratschläge zulässt», fährt Pro-
fessorinMünch fort. FürDrittpersonen
gibt es im Kanton zwar eine Kesb-Auf-
sichtsbehörde. Doch: Diese gehört, so
wie die Kesb, zum ASO. Und sie kann
keineEinzelfälleüberprüfen.Anzeigen

beiderAufsichtsbehörde,diederKinds-
vaterausDornacheingereichthat,wur-
den trotz mehrerer aufgeführter Män-
gel abgewiesen.

DiegeschildertenVorwürfewerfen
mittlerweile auchaufpolitischerEbene
Wellen. SVP-Kantonsrätin Stephanie
Ritschard hat eine Interpellation mit
demTitel«Unfähigkeit derKesb?»ein-
gereicht, und«ineinHornissennest ge-
stochen», wie sie erzählt.Mehrere Be-
troffene hätten sich bei ihr gemeldet
und das Bild derMissstände bestätigt.
«Es geht hier klar nicht mehr um Ein-
zelfälle», so Ritschard.

«WennmanselbstVater ist,undsich
vorstellt,wieeinemdieKindersoentzo-
genwerden–dannistdasbrutal»,soNa-
tionalratStefanMüller-Altermatt.Erhat
den Fall des Kindsvaters aus Dornach
mitbekommen, als er das Einreichen
einesPostulats imNationalrat vorberei-
tet hat. Nun hat der Bundesrat denAuf-
trag zuerheben,wie indenKantonen in
Streitigkeiten umdas Sorgerecht vorge-
gangen wird – und vor allem, wie diese
Prozesse schneller ablaufen könnten.
Heute daure es nämlich zu lange, bis in
einem fehlerhaften Fall ein Gerichts-
urteilvorliege,soMüller-Altermatt.Und:
«ElternteilekönnenihreKinderdeman-
derenElternteilpraktischungestraftent-
ziehen – es gibt heute kaumSanktionen
dafür.Dasmuss sichändern.»

Brcina von der KESV berichtet zu-
dem, dass die Vereinigung im Fall aus
Dornach das KESV-Instrument «Veto»
überprüfen würde. «Damit macht die
KESV auf systemische Missstände auf-
merksam».DabeiwerdedasBundesamt
fürJustiz,dieBundeskanzleiundderent-
sprechendeRegierungsratüberdenFall
informiert und auf dringenden Hand-
lungsbedarfhingewiesen. Imkonkreten
Fall ist derzeit noch eine Beschwerde
beimBundesgerichthängig.SeitNovem-
bersindzudem10Gefährdungsmeldun-
gen bei der Kesb eingegangen. Sie wur-
dennochnicht bearbeitet.

«Die Unabhängigkeit
ist enorm wichtig»
DieKesb beauftragt – gerade in kleinen Regionen – regelmässig die-
selben Fachpersonen. Berufsverbänden ist die Problematik bekannt.

Auftragsvergabe «Die Kesb ist nicht
da, umProblemezu lösen, sondernum
die ganze Soziale Industrie zu bewirt-
schaften», sagt Jasminka Brcina von
der Kindes- und Erwachsenenschutz-
vereinigungKESV.Damit gemeint sind
vondenKritikern etwaFachpersonen,
die vonBehördeoder auchGericht ein-
gesetztwerdenkönnen.DieProblema-
tik betrifftGutachter,Kindesvertreten-
de und Beistandspersonen. Sie alle
sollten den Fall von aussen begutach-
ten – Kinder und Erwachsene vertre-
ten, nötigenfalls auch Beschwerde er-
heben. Sie allewerdenaber vonderBe-
hörde eingesetzt, können betroffene
ElternoderErwachsene sienicht finan-
zieren, ist die Gemeinde für die Ent-
schädigung zuständig. Und es stellt
sichdieFrage, obdieFachpersonenun-
abhängig bleibenkönnen –wenn sie fi-
nanziell abhängig von der Behörde
sind, undvielleicht auch inZukunft auf
Aufträge hoffen.

Sechs Gutachter – für den ganzen
Kanton Solothurn
Gutachterwerden zwar nicht in jedem
Fall eingesetzt. Claudia Hänzi vom
ASOerklärt, dass esnicht vieleGutach-
ter gibt. StefanArmenti, Präsident der
KesbRegion Solothurn, bestätigt, dass
es nur etwa sechs im Bereich Kindes-
schutz gebe, die überhaupt Aufträge
ausdemKantonübernehmen.«Mit al-
len haben wir schon zusammenge-
arbeitet.» Besteht die Gefahr, dass es
zuGefälligkeitsgutachten kommt?Die
Thematik sei bekannt, so Marc Graf,
Vizepräsident von «swissforensics».
Man empfehle Gutachtern deshalb
dringend, nicht nur von einer Stelle fi-
nanziell abhängig zu sein, sondern von
verschiedenen Orten Aufträge anzu-
nehmen. «Die Unabhängigkeit des
Gutachters ist enormwichtig – Behör-
den beziehen sich auf Gutachten, weil
ihnendasFachwissen fehlt.Dasheisst,
sie können es inhaltlich auch nicht
überprüfen.»LautGraf sollten auf der
anderen Seite deshalb Behörden auch
über die Kantonsgrenze hinaus, viel-
leicht sogar im Ausland rekrutieren,
umUnabhängigkeit zu gewährleisten.
«Ausunserer Sicht stellt einemangeln-
de Zahl verfügbarer Gutachterinnen
und Gutachter kein Problem dar»,
schreibt hingegen Leena Hässig, Prä-
sidentin der Schweizerischen Gesell-
schaft für Rechtspsychologie (SGRP).
Bei Bedarf könne man auch bei der
SGRPnachFachpersonenaus einer be-
stimmten Region anfragen.

Eine Beistandschaft sollte Kind
oder Eltern – oder beide – vertreten.
Zwar gibt es mehr Beistände als Gut-
achter, aber: «Wenn sie in der Region
Dornach einenBeistand imFalle eines
Kindsschutzverfahrens suchen, gibt es
halt nur einen oder zwei», sagt Hänzi.
Die Behörde gilt zwar nicht als direkte
Vorgesetzte einer Beistandsperson.

IgnazHeim,Präsident der Schwei-
zerischen Vereinigung der Berufsbei-
ständinnen und Beistände, sagt aber:
«Nochnicht immer entspricht dasRol-
lenverständnis in der Praxis dem ge-
setzlichenAuftrag.»Es gebe etwaBei-
stände, die den Behörden Informatio-
nenweiterleiteten,welchediesenichts
angingen.OderuntätigeBeistände, die
Aufträge der Behörden ausführen,
ohne kritisch zu hinterfragen. In ganz
krassen Einzelfällen, soHeim, schlös-
sen sichBeiständeundBehörden auch
zusammen, umKritik oder Beschwer-
denabzublockenundhinauszuzögern,
bis BetroffenekeineEnergiemehr hät-
ten. Laut Heim kann es zudem nicht
sein, dass aus Spargründenauf externe

Fachpersonen verzichtet wird. Denn:
Laut kantonalenRichtlinien ist die So-
zialregion für dieEntschädigungexter-
nerBeistände zuständig,wenndieBe-
troffenen diese selbst nicht bezahlen
können. «Bei intern geführtenManda-
ten für bedürftige Personenmuss kei-
ne Mandatsentschädigung festgelegt
werden», heisst es. So greifedieBehör-
de auf die Fachpersonen der zuständi-
gen Sozialregion zurück, auch wenn
diese überlastet sei oder nicht für alle
Spezialgebiete die richtigen Personen
stellen könne.

Kinderanwaltschaft: Belastung
fürs eigene Budget
In Sachen Kinderanwaltschaft sieht es
etwas anders aus. Hier sagt Irène In-
derbitzin, Geschäftsführerin von
Kinderanwaltschaft Schweiz, dass sich
zertifizierteRechtsvertreterinnenund
Vertreter verpflichten einMandat nie-
derzulegen, wenn eine unabhängige
Vertretungnichtmöglich ist. Aber:Ge-
nerell würden zu wenig Rechtsvertre-
tungen von Kindern eingesetzt. Bei
Verfahren der Kesb können Gerichte
oder Behörde eine Vertretung für das
Kind hinzuziehen – sie müssen aber
nicht. «Gerade in Fällen von Fremd-
platzierung ist es aber essenziell, dass
es keine Fehler gibt und das Kind ver-
treten ist», so Inderbitzin. Sie fordert,
dass dasGesetz so geändertwird, dass
bei Platzierungen eine Rechtsvertre-
tung hinzugezogenwerdenmuss. Von
sich aus täten das Behörden zu wenig.
«Einerseits müssen sie dafür aufkom-
men, das belastet das Budget.» Ande-
rerseits: «Sie schaffen so selbst dasRi-
siko, dass gegen einen ihrer Entschei-
de Beschwerde erhoben wird.» 33
Rechtsvertreterinnen und Rechtsver-
treter des Kindes gibt es im Kanton.
Was laut Inderbitzin zudem fehlt: eine
Ombudsstelle für Kinder. Eine solche
betreibederVereinderzeit – rund200-
300Kinderwürden jährlich direkt be-
raten – das jüngste, das angerufen hat,
war sieben Jahre alt. Für eine solche
Ombudsstelle hat sich jüngst dieKom-
mission fürWissenschaft, Bildungund
Kultur des Ständerates ausgespro-
chen – als nächstes wird der Ständerat
darüber diskutieren.

Die Vorwürfe, im kleinen Kanton
kennten sich Mitarbeitende im Be-
reich soziale Sicherheit irgendwann,
reichen bis zum Verwaltungsgericht,
das – teils auch mehrfach – über
Kesb-Fälle entscheidet. Tatsächlich
kommt es vor, dass etwa Anwälte und
Gerichtsschreiber im selben Verband
sind. Doch: Das reicht nicht aus, um
auch nur denAnschein vonBefangen-
heit zu erwecken, schreibt Karin
Scherrer, Präsidentin des Verwal-
tungsgerichts. Dazu verweist sie auf
die bundesgerichtliche Rechtspre-
chung. Und, den Satz «jeder kennt
jede», sei doch übertrieben. «Und si-
cher falsch und aus der Luft gegriffen
ist die Aussage, es sei einfacher, in
einem Fall Recht zu erhalten, wenn
man als Anwalt oder Behörde die rich-
tige Person beim Gericht kenne.» Im
Zentrum jedesVerfahrens stündenBe-
schwerdeführer undGegner undnicht
die Anwälte, das hätten die Richten-
den immer vor Augen. Auchwenn die
Entscheidungstreffer – fünf insgesamt
am Verwaltungsgericht, drei braucht
es jeweils für ein Urteil – mehrmals in
derselben Angelegenheit richten. Be-
stehe der Anschein vonBefangenheit,
muss eine Richterin oder ein Richter
in Ausstand treten, so Scherrer.

Noëlle Karpf

«Wirkönnen
versichern:
Ein solches
Beziehungsnetz
gibt esnicht.»

Claudia Hänzi
Leiterin Amt für soziale Sicherheit

Wenn die Kesb über das Sorgerecht für Kinder entscheide, gebe es immer eine unzufriedene Partei, heisst es bei den Behörden. Auf der anderen Seite ist davon die Rede, die Kesb stelle sich bewusst gegen eine Partei. Bild: Key
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